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Schwarz-Gelb hat die falschen Rezepte
Jetzt hat auch Ministerin Ursula von 
der Leyen erkannt, wovor Gewerk-
schaften und Sozialverbände seit 
langem warnen: Selbst Normalver-
dienerInnen sind von Altersarmut 
bedroht. Ohne zusätzliche private 
Vorsorge, rechnete die Ministerin 
vor, erhielten ArbeitnehmerInnen 
mit einem Bruttomonatseinkom-
men von 2500 Euro nach 35 
Beitragsjahren im Jahr 2030 eine 
Rente gerade mal auf dem Niveau 
der Grundsicherung von 688 Euro. 
Statt jedoch auf die weitere Sen-
kung des Rentenniveaus und ak-
tuell auf die vom Kabinett bereits 
beschlossene Beitragssenkung in 
der Rentenversicherung zu verzich-
ten, wirbt Frau von der Leyen mit 
den Zahlen für ihr Konzept der Zu-
schussrente. Aus Sicht des DGB ist 
diese aber kaum geeignet, Altersar-
mut zu verhindern, weil überhaupt 
nur wenige ArbeitnehmerInnen die 
Voraussetzungen dafür erfüllen.

Der DGB hat die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion in einem Brief auf-
gefordert, auf die Beitragssenkung 
zu verzichten und die Zuschussren-
te fallen zu lassen. Es wäre zynisch, 
stellt DGB-Vorstandsmitglied An-

Mit seinem Rentenkonzept (ein-
blick 14/12) zeigt der DGB, dass 
eine Stabilisierung des heutigen 
Rentenniveaus auch auf lange 
Sicht ohne spürbare Belastungen 
für die Beitragszahler möglich 
ist. Statt den Rentenbeitrag wie 
geplant 2013 von aktuell 19,6 
Prozent auf 19,0 Prozent zu sen-
ken, fordern die Gewerkschaften 
moderate Erhöhungen in kleinen 
Schritten. Ziel ist es, die dadurch 
gewonnenen Mittel dafür einzu-
setzen, um die Rücklagen der Ren-
tenversicherung zu einer Demo-
grafie-Reserve auszubauen. 2015 
würde die Nachhaltigkeitsrücklage 
so auf 3,1 Monatsausgaben, 2020 
bereits auf rund acht Monatsaus-
gaben steigen. Die gewonnenen 
Mittel können genutzt werden, 
um das Rentenniveau auf dem 
heutigen Stand zu stabilisieren 
und die Erwerbsminderungsren-
te zu verbessern. Dazu muss der 
Rentenbeitrag noch nicht einmal 
über die von der Bundesregierung 
geplanten 22 Prozent im Jahr 2030 
angehoben werden. „Entscheidend 
ist, dass der Beitragssatz in kleinen 
Schritten der demografischen Ent-
wicklung angepasst wird“, erklärt 
Annelie Buntenbach.   •
DGB-Rentenkonzept: www.dgb.de/-/PjB

+ „Bestechung hat mit 
freiem Mandat absolut 

nichts zu tun“, mahnt Chris­
tine Lambrecht, stellvertre­
tende Vorsitzende der SPD- 
Bundestagsfraktion. Sie ver- 
misst bei der Bundesregierung 
den ernsthaften Willen, das 
Thema Abgeordnetenbeste­
chung gesetzlich zu regeln.

- Der CSU-Bundestagsab­
geordnete Norbert Geis 

lehnt es ab, gleichgeschlecht­
liche Ehen mit Ehen zwischen 
Mann und Frau gleichzustellen. 
„Das entspricht nicht unserer 
Tradition.“ Die Sache habe 
eine psychologische Wirkung. 
„Wenn etwas egalisiert wird, 
dann ist beides egal.“
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nelie Buntenbach fest, „wenn die 
Koalition die hohen Reserven der 
Rentenversicherung auflöst, das 
Rentenniveau weiter senkt und 
dann Krücken wie die Zuschuss-
rente anbietet, die für die Meisten 
keine Hilfe gegen Altersarmut ist“. 

Eine große Mehrheit der Deutschen, 
80 Prozent, lehnt eine Beitragssen­
kung in der gesetzlichen Renten­
versicherung ab und will stattdes­
sen aktuelle Überschüsse für eine 
nachhaltige Finanzierung der Renten 
nutzen. Das ist das Ergebnis einer 
repräsentativen forsa-Umfrage von 
Ende August. Unter den Anhängern 
der CDU/CSU sprechen sich sogar  
82 Prozent dafür aus, Reserven  
aufzubauen. 
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Quelle: Repräsentative Forsa-Umfrage im 
Auftrag des DGB, 21./22. August 2012 

* an 100 Prozent fehlende Angaben: 
„Sonstiges“ bzw. „weiß nicht“

Große Mehrheit gegen 
Beitragssenkung
Antworten von Bundesbürgern 
nach Altersgruppen auf die Frage, 
wie die Überschüsse in der 
Rentenversicherung verwendet 
werden sollten* (in Prozent)
Die Überschüsse sollten …
     … genutzt werden, um die Beiträge zur 
Rentenversicherung geringfügig zu senken
     … aufgespart werden

insgesamt

18- bis 29-Jährige

30- bis 44-Jährige

45- bis 59-Jährige

60-Jährige und Ältere

17

11

20

20

15

80

86

78

79

81
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Nachholbedarf 
in guter Arbeit
Die Bundesregierung sieht große 
Wachstums- und Beschäft i-
gungschancen in den neuen 
„grünen“ Branchen. Das ist ein 
Ergebnis der Konferenz „Green 
Economy – Ein neues Wirtschafts-
wunder?“ von Umwelt- und For-
schungsministerium, an der der 
DGB als Partner beteiligt war. Die 
Chancen, die von Regierungsseite 
den neuen Industrien attestiert 

Eine Studie des DGB zeigt: Die Ar-
beitslosenversicherung schützt 
nur noch unzureichend bei Arbeits-
losigkeit. Jeder Vierte, der heute 
seinen Job verliert, rutscht sofort 
in Hartz IV. Von den im vergange-
nen Jahr neu registrierten knapp 
2,8 Millionen Arbeitslosen waren 
736 000 unmittelbar auf staatliche 
Grundsicherung (Hartz IV) ange-
wiesen, rund 135 000 Menschen 
mehr als noch vier Jahre zuvor.  
Der DGB fordert deshalb, das 
„Zwei-Klassen-System 
der Arbeitsmarktpolitik“ 
zu reformieren. Sofern noch An-
spruch auf Geld aus der Arbeits-
losenversicherung besteht, folgt 
zudem bereits nach einem Jahr 
der Abstieg ins Hartz-IV-System. 
Aktuell beziehen 70 Prozent aller 
Arbeitslosen die Grundsicherung. 
Besonders betroffen sind prekär 
Beschäftigte oder auch Leihar-
beitnehmerInnen, die aufgrund 
relativ kurzer Vorbeschäfti-
gung keine Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung erhalten. Der DGB schlägt unter 
anderem ein Mindestarbeitslosengeld in Höhe der Hartz-IV-
Bedürftigkeitsgrenze vor. Zudem will er die Bedingungen für 
den Bezug von Arbeitslosengeld mildern, damit weniger Men-
schen auf Hartz-IV-Leistungen angewiesen sind und auch an 
den Eingliederungsmaßnahmen der Arbeitslosenversicherung  
teilnehmen können.   www.dgb.de/-/fJ1

V e r b r a u c h e r s c h u t z

Teilweise 
mangelhaft
Das neue Verbraucherinforma-
tionsgesetz (VIG), das seit dem 
1. September in Kraft ist, ver-
spricht bessere Informationen. 
VerbraucherInnen sollen künftig 
umfassender, schneller und kos
tengünstiger Auskünfte erhalten. 
Für DGB-Vorstandsmitglied Claus 
Matecki hat das Gesetz allerdings 
einige gravierende Mängel. Es sei 
„völlig unverständlich“, warum 
beispielsweise der Bereich der 
Altersvorsorge ausgeschlossen 
wurde. Zwar könnten über die 
Finanzdienstleistungsaufsicht 
entsprechende Informationen 
eingeholt werden, doch dieser 
Weg sei „beschwerlich und nicht 
verbraucherfreundlich“. Der DGB 
hätte erwartet, dass die Bundes-
regierung bei der Novellierung die 
Finanzmärkte mit einbezieht, kriti-

F a m i l i e n p f l e g e z e i t

Erfolg ungewiss
Die SPD-Bundestagsfraktion 
wollte von der Bundesregierung 
konkrete Zahlen darüber, wie 
häufig Beschäftigte die Familien-
pflegezeit seit ihrer Einführung 
zum 1. Januar 2012 in Anspruch 
genommen wurde. Die Antwort 
blieb vage: Es habe sich „positiv 
entwickelt“. Die familienpolitische 
Sprecherin der SPD, Caren Marks, 
schließt aus der knappen Antwort, 
dass das Gesetz wohl „an der Le-
benswirklichkeit der Menschen“ 
vorbei gehe.   •

E U - B ü r g e r i n i t i a t i v e

Wasser ist ein 
Menschenrecht
Die Initiatoren der EU-Initiative 
für das Recht auf Wasser sind ei-
nen Schritt weitergekommen. Die 
Unterschriften können jetzt online 
abgegeben werden. Damit sich 
die EU-Kommission tatsächlich 
mit den Zielen der Bürgerinitiative 
befasst, werden dringend weitere 
UnterstützerInnen gesucht, um 
die geforderte eine Million Unter-
schriften vorlegen zu können. Die 
Hauptforderung lautet: garantierte 
Wasserversorgung und sanitäre 
Grundversorgung für alle Bürge-
rInnen.   •
www.right2water.eu

werden, sieht auch der DGB. Bun-
desvorstandsmitglied Dietmar 
Hexel glaubt – wie die Bundes-
regierung – an das große Zu-
kunftspotenzial der Umwelt- und 
Effizienztechnologien. Allerdings 
seien, warnt Hexel „grüne Jobs 
nicht automatisch gute Jobs“. Zu 
guter Arbeit gehörten vor allem 
Tarifverträge und die Einhaltung 
sozialer Standards. Beides müsste 
in den neuen Industrien „noch 
stärker entwickelt werden“.   •

siert Matecki. Positiv bewertet der 
DGB, dass Anfragen bis zu einem 
Verwaltungsaufwand von 1000 
Euro künftig kostenfrei bearbeitet 
werden.   •
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Quelle: DGB-Berechnungen nach der 
Statistik „Arbeitslose nach Rechtskreisen“ 
der Bundesagentur für Arbeit 

Arbeitslose: Immer 
mehr direkt in Hartz IV
Zahl der Arbeitslosen nach Leistungen,
die sie zu Beginn der Arbeitslosigkeit 
erhalten (in Tausend)

Arbeitslosengeld (SGB III)
Hartz-IV-Leistungen (SGB II)

2007 2008 2009 2010 2011

21
64 22

75

26
21

22
35

20
51

60
1

62
8

64
3

69
4

73
6
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?...nachgefragt

Alleinerziehende sollen von 
Herbst 2013 an bei der Deut-

schen Bahn auch in Teilzeit ausgebildet werden. 
Das ist eine sehr gute Nachricht. Denn Alleinerzie-
hende sind hoch motiviert, haben meist ihren Alltag 
sehr gut strukturiert und organisiert. Eigenschaften, 
von denen ein Unternehmen sehr profitieren kann. 
Erfahrungen zeigen, dass ein Großteil der alleiner-
ziehenden Auszubildenden zu den Besten gehört. 
Die Bahn hat angekündigt, die Arbeitszeit auf 75 
Prozent zu verkürzen. Kritisch ist aus unserer Sicht 
allerdings, dass der Konzern auch die Ausbildungs-

vergütung kürzen will. Für uns gilt: Ausbildungsver-
gütung ist kein Entgelt im klassischen Sinn. Teilzeit 
nützt nichts, wenn das Geld nicht reicht. 

Der Gesetzgeber hat es bei der Novellierung des 
Berufsbildungsreformgesetz 2005 leider versäumt, 
zu regeln, was bei Teilzeitberufsausbildung mit der 
Ausbildungsvergütung passieren soll. Die Ausbil-
dungsvergütung soll helfen, die Lebenshaltungsko-
sten zu bestreiten. Das gilt besonders bei Auszu-
bildenden mit Kindern. Darum sollte die Deutsche 
Bahn ihre Planung in diesem Punkt nochmal über-
denken und mit gutem Beispiel vorangehen.

Die Deutsche Bahn AG bietet Alleinerziehenden ab 2013 die  
Chance auf eine Ausbildung in Teilzeit. Hermann Nehls,  
Referatsleiter für Grundsatzfragen der Aus- und Weiterbildung  
beim DGB-Bundesvorstand, erklärt, warum dieser gute Ansatz  
trotzdem problematisch ist.
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Generation 
abgehängt

Ohne einige grundlegende 

Änderungen wird sich die 

Situation junger Menschen 

ohne Ausbildungsperspek­

tive nicht verbessern. 

Der DGB schlägt in seiner 

Expertise vor:

* Jugendliche ohne Ausbil­

dungsplatz sollen spätes­

tens sechs Monate nach 

Beginn des Ausbildungsjah­

res einen Rechtsanspruch 

auf eine außerbetriebliche 

Ausbildung erhalten. Das 

gilt derzeit für fast 300 000 

Jugendliche, die sich in 

Warteschleifen befinden.

* Menschen ohne Ausbil­

dung benötigen eine zweite 

Chance, um Bildungs­ und 

Berufsabschlüsse nachzu­

holen.

* Betriebe brauchen aus­

bildungsbegleitende Hilfen 

als Regelangebot, um die 

gängige Praxis der Besten­

auslese zu beenden.

* Um das Angebot betrieb­

licher Ausbildungsplätze zu 

erhöhen und einen fairen 

Ausgleich von ausbildenden 

und nichtausbildenden Be­

trieben zu schaffen, müssen 

Branchenfonds eingerichtet 

werden.

Z w e i  M i l l i o n e n  o h n e  B e r u f s a b s c h l u s s

Chancenlos im Bewerbungsrennen
Über zwei Millionen junge Menschen haben keinen Berufsabschluss. Es ist 
die „Generation abgehängt“, sagt der DGB. Das Problem ist nicht neu – 
aus Sicht der Gewerkschaften hat die Politik auf ganzer Linie versagt.

Das Ausbildungsjahr 2012 hat 
gerade begonnen, doch viele der 
SchulabgängerInnen werden in 
der Statistik der „Ungelernten“ 
landen. Nach einer neuen Experti-
se des DGB verharrt die Quote der 
20- bis 34-Jährigen ohne beruf-
lichen Abschluss seit Jahrzehnten 
bei 15 Prozent. Weder politische 
Bildungsgipfel noch der „Nati-
onale Pakt für Ausbildung und 
Fachkräftesicherung“, 2003 zwi-
schen der Bundesregierung und 

der Wirtschaft geschlossen, haben 
etwas verändert. Ebenso wenig 
haben der demografische Wandel, 
der erwartete Fachkräftemangel 
und der heute angeblich so gut 
funktionierende Ausbildungsmarkt 
zu Maßnahmen geführt, um die 
über zwei Millionen junge Men-
schen ohne Berufsabschluss zu 
qualifizieren.

Für die Altersgruppe der 20- bis 
34-Jährigen heißt dies, dass über 
zwei Millionen keinen Berufsab-
schluss haben. Das Argument, 
dabei handele es sich um Schul-
abbrecherInnen und Lernunwillige, 
zieht für diese Gruppe schwerlich. 
Ein großer Teil hat eine gute Schul-
bildung und damit alle Vorausset-

zungen für eine Ausbildung. Rund 
356 000 AbiturientInnen gehören 
dazu. Einen mittleren Abschluss 
können 454 000 vorweisen, und 
eine knappe Million (997 000) hat 
die Hauptschule abgeschlossen. 

Vor vier Jahren versprach die 
Bundesregierung auf ihrem Dresd-
ner Bildungsgipfel die Quote der 
Ausbildungslosen zu halbieren. Die 
EU hat das Thema in ihrer Lissabon-
Strategie aufgegriffen, ohne dass 
sich bis jetzt ein Erfolg zeigt. Es sei 

viel von der Politik ver-
sprochen, aber nichts 
getan worden, um 
die Versprechen auch 
einzuhalten, kritisiert 
die stellvertretende 
DGB-Vorsitzende In-
grid Sehrbrock die 
Situation. 

Den Ausbildungs-
losen droht ein Leben 
in prekären Arbeits-
verhältnissen oder Ar-
beitslosigkeit, warnt 
der DGB. Zudem sei 
mit Blick auf den 
künftigen Fachkräfte-

bedarf kaum zu verantworten, dass 
15 Prozent der 20- bis 34-Jährigen 
keine Ausbildung erhalten. Nach 
der DGB-Untersuchung arbeiten 
knapp 18 Prozent der nicht Aus-
gebildeten in prekären Beschäf-
tigungsverhältnissen. Sie finden 
zudem in nur sieben Wirtschafts-
branchen überhaupt eine Beschäf-
tigung. Knapp die Hälfte arbeitet 
im Gastgewerbe, im Gesund-
heits- oder Sozialwesen oder im 
Einzelhandel. Für die Gruppe der 
Ungelernten ohne Schulabschluss 
reduziert sich das Stellenangebot 
noch einmal. Insgesamt haben 
ohnehin nur 1,2 der 2,2 Millionen 
einen Arbeitsplatz. Dies entspricht 
einer Erwerbstätigenquote von 

52,3 Prozent. Damit liegt sie fast 
24 Prozentpunkte unter der Quote 
der Gleichaltrigen mit Berufsab-
schluss (76,1 Prozent).

Der DGB schätzt, dass vor allem 
der Übergang von der Schule in 
den Beruf problematisch ist. Auch 
bei rückläufigen Bewerberzahlen 
sind die Arbeitgeber offenbar nicht 
bereit, junge Menschen mit einem 
niedrigen Bildungsabschluss ein-
zustellen. Ingrid Sehrbrock würde 
sich wünschen, dass auch Bewer-
berInnen ohne Spitzenzeugnisse 
mehr Chancen erhalten. Betriebe, 
die dazu bereit sind, sollten „aus-
bildungsbegleitende Hilfen“ be-

kommen, „um die Auszubildenden 
fachlich und sozialpädagogisch zu 
unterstützen“. Einige Betriebe, so 
Sehrbrock, hätten dies schon mit 
Erfolg praktiziert.

Das Fazit des DGB ist: Bei der 
Bekämpfung der Ausbildungslo-
sigkeit ist die Bildungspolitik im 
vergangenen Jahrzehnt „nicht 
spürbar vorangekommen“. Eine 
abgehängte Generation, die kaum 
Perspektiven auf nachhaltige Inte-
gration in den Arbeitsmarkt hat, 
„können wir uns nicht erlauben“, 
heißt es in der DGB-Expertise.   •

➜

Im Internet

www.dgb.de/­/Pyq
Die DGB­Expertise: 

„Generation abgehängt“ – 
Was verbirgt sich 

hinter den mehr als 2,2 
Millionen Menschen ohne 

Berufsabschluss?

L
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POLITIK AKTUELL

Der Anteil junger Menschen ohne Berufs­
abschluss bleibt seit Jahren konstant.
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Quelle: Berufsbildungsbericht 2012

Ohne berufliche Perspektive
Junge Erwachsene zwischen 20 und 34 Jahren 
ohne Berufsausbildung (1996 bis 2009, in Millionen) 

1996

2,59

2,17

2,05

2,16

2,21

2000 2004 2008 2009

Von der Gruppe, die keinen Schul­
abschluss hat, haben 70 Prozent 
auch keine berufliche Ausbildung. 
Bei den AbiturientInnen liegt der 
Anteil ohne Berufsabschluss bei 
knapp sechs Prozent.
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Quelle: Berufsbildungsbericht 2012

Kein Ausbildungsplatz 
für Schulabgänger
Anteil der 20- bis 24-Jährigen ohne 
berufliche Ausbildung nach Schulab-
schlüssen (Stand: 2009, in Prozent) 

32,0

9,6

5,8

15,2

70,4

Hauptschulabschluss

Realschulabschluss

Studienberechtigung

kein Schulabschluss

Gesamt
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Weltweit gibt es laut der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation ILO 
rund 1,2 Milliarden Menschen, 
die weniger als zwei US-Dollar 
am Tag verdienen. Gemeinsam 
mit der katholischen Organisati-

on „Justitia et Pax“ hat der DGB 
dazu die Handlungsempfehlung 
„Menschenwürdiges Einkommen 
in der globalisierten Welt“ erstellt. 
Darin fordern sie die internationa-
le Staatengemeinschaft auf, der 

weltweiten „massiven Lohnunge-
rechtigkeit“ entgegen zu treten. 
Gewerkschaften und Kirchen seien 
sich darin einig, dass zu einer 
menschenwürdigen Arbeit eine ge-
rechte Entlohnung gehört. Die Ori-
entierungshilfe ist Ergebnis eines 
gemeinsamen Gesprächskreises 
von Justitia et Pax und DGB.   •
www.dgb.de/-/Pw2

D G B  u n d  J u s t i t i a  e t  P a x

Gerechte Einkommen weltweit

Der DGB­Bezirk Bayern hat 
Innenminister Joachim Herrmann 
(CSU) aufgefordert, dem Vorbild 
Nordrhein-Westfalens zu folgen 
und auch in Bayern Neonazi­Ka­
meradschaften zu verbieten. 
Matthias Jena, Vorsitzender des 
DGB Bayern, fordert: „NRW macht 
es vor: Wer die Neonazis wirklich 
stoppen will, der kann auch etwas 
tun und ihre Kameradschaften ver-
bieten.“   www.bayern.dgb.de

Der DGB Baden­Württemberg 
hat sich für einen leichteren Zu­
gang zu Volksabstimmungen 
ausgesprochen. „Direkte Demokra-
tie bietet den Bürgerinnen und Bür-
gern die Möglichkeit, eigene Ideen 

in die Politik einzubringen und et-
was gegen die Politikverdrossenheit 
zu tun“, sagt Bezirksvorsitzender 
Nikolaus Landgraf.. Gemeinsam 
mit Bündnispartnern fordert der 
DGB unter anderem, die „Unter-
schriftenhürde“ bei Volksbegehren 
zu senken.   www.bw.dgb.de/-/PKu

Seit 1. September informieren so 
genannte Fairteiler des DGB 
Hessen­Thüringen in Städten 
und Gemeinden des Bezirks zum 
Thema Verteilungsgerechtigkeit. 
Unter anderem mit Infoständen 
und Flash-Mobs wollen die Ge-
werkschafterInnen auf Verteilungs-
fragen aufmerksam machen. 
www.fairteiler.dgb.de
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PROJEKTE UND PARTNER

F a i r e  M o b i l i t ä t

Neues Büro 
in München
Seit Oktober 2011 berät das Projekt 
„Faire Mobilität – Arbeitnehmer-
freizügigkeit sozial, gerecht und 
aktiv gestalten“ ArbeitnehmerIn-
nen aus Osteuropa über ihre Rech-

te in der Arbeitswelt. Neben den 
bereits laufenden Beratungsstellen 
in Berlin, Frankfurt am Main und 
Hamburg startet das von DGB und 
Kooperationspartnern getragene 
Projekt nun ein Büro in München. 
Ziel des Projektes ist es, Arbeitneh-
merInnen, die nach Deutschland 
kommen, vor Lohndumping und 
ausbeuterischen Arbeitsbedingun-

gen zu schützen. Die inhaltlichen 
Schwerpunkte sind zwischen den 
einzelnen Stellen aufgeteilt. Das 
Büro in Berlin ist spezialisiert auf 
den Pflegebereich, Hamburg auf 
das Fleischverarbeitungs- und Ho-
telgewerbe und Frankfurt auf die 
Bau- und Gebäudereinigerbran-
che. Anfang 2013 sollen weitere 
Beratungsbüros in Dortmund und 
Stuttgart eröffnet werden.   •
www.dgb.de/-/qlr

D G B - K o n f e r e n z

Geld für die 
Energiewende
Die Energiewende ist beschlossen. 
Eine zentrale Frage ist aber bisher 
meist ausgeblendet worden. Wie 
soll sie finanziert werden? Der DGB 
macht dies auf einer Fachtagung 
am 11. Oktober in Berlin zum The-
ma. Unter dem Motto „Finanzie-
rung des Energieumstiegs – Rah-
menbedingungen und innovative 
Ansätze“ analysieren ExpertInnen 
aus Wissenschaft, Gewerkschaften 
und Verbänden finanzielle Perspek-
tiven der Energiewende. Unter an-
derem soll es um die Frage gehen: 
Aus welchen Quellen können Mittel 
bereitgestellt werden? Veranstalter 
sind die Hans-Böckler-Stiftung und 
der DGB.   •
www.dgb.de/-/fVL

A C E

Das Navi als 
Gefahr?
Der AutoClubEuropa (ACE) fordert, 
Multimediageräte im Auto stärker 
bei der Unfallforschung zu berück-
sichtigen. Der ACE warnt: „Wir 

sehen, wie rasant sich Multime-
diaangebote in modernen Autos 
verbreiten; das kann die Verkehrssi-
cherheit beeinträchtigen.“ Deshalb 
liege hier ein bedeutendes Aufga-
benfeld für qualifizierte Unfallfor-
schung. Besonders die manuelle 
Bedienung von Navigationssyste-
men berge Gefahren.   •

interregio
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Die Arbeit als Pflegekraft auf einer 
Intensivstation ist belastend – zu 
dieser Erkenntnis gehört nicht viel 
Phantasie. Zahlen des Deutschen 
Instituts für angewandte Pflegefor-
schung (dip) belegen, wie groß der 
Druck auf die Beschäftigten mittler-
weile ist. So stellt fast jede/r zweite 
Stationsleiter/in eine Zunahme der 

ernsthaften und längerfristigen Er-
krankungen wie Burn-Out und De-
pression bei den MitarbeiterInnen 
fest. Das dip erklärt dazu: „Die 
Zahl der Behandlungsfälle steigt 
von Jahr zu Jahr, aber die Perso-
nalausstattung hinkt hinterher.“ 
Die Deutsche Gesellschaft Interdis-
ziplinäre Vereinigung für Intensiv- 
und Notfallmedizin empfiehlt für 
Intensivstationen eine Pflegekraft 
für zwei Patienten pro Schicht. Die 
Realität ist eine andere. Die dip-
Studie zeigt: Rund 46 Prozent der 
Pflegekräfte müssen drei Patienten 
versorgen. Zehn Prozent kümmern 
sich um 3,5 Patienten, und ein wei-
teres Zehntel ist sogar für vier Pa-
tienten pro Schicht verantwortlich. 

ver.di weist seit langer Zeit auf 
Arbeitsverdichtung und wachsen-

S o z i a l e  B e r u f e

Wenn die Berufung krank macht
Psychische Erkrankungen nehmen zu. Besonders in sozialen Berufen 
klagen die Beschäftigten über enormen Druck, Arbeitsverdichtung und 
psychische Belastungen.

den Druck hin. Enriqueta Fobbe, 
Gesundheitsexpertin beim ver.di-
Bundesvorstand, kritisiert: „Durch 
die Verschmelzung von Einrich-
tungen oder Stationen erhöhen 
sich die Behandlungszahlen.“ Die 
Beschäftigten hätten zunehmend 
Angst, Fehler zu machen. „Es 
drohen Schlafstörungen und Sinn-

verlust in der Arbeit“, so Fobbe. 
Aus diesem Grund will ver.di das 
Engagement für Gesundheits- und 
Arbeitsschutz intensivieren – bei-
spielsweise bei Tarifverhandlungen. 
Oder mit der Kampagne „Mein 
Frei gehört mir“. Diese informiert 
Beschäftigte von Krankenhäusern, 
wie sie sich vor außerplanmäßigen 
Diensten schützen können (siehe 
Randspalte). 

Einen ähnlichen Befund wie im 
Pflegebereich liefert eine Auswer-
tung des Bundesarbeitsministe-
riums (BMAS) zur Belastung von 
ErzieherInnen auf Anfrage der Bun-
destagsfraktion Die Linke. Während 
in fast allen Berufen Zeiten der 
Arbeitsunfähigkeit zwischen 2001 
und 2010 abgenommen haben, 
sind sie in den Sozial- und Erzie-

hungsberufen deutlich gestiegen. 
Besonders häufig melden sich Er-
zieherInnen ab 45 krank. Deutlich 
gestiegen seien in den Erzieherbe-
rufen auch die psychischen Erkran-
kungen, so das BMAS. Eine Folge: 
Innerhalb von zehn Jahren hat sich 
die Zahl der Rentenzugänge we-
gen geminderter Erwerbsfähigkeit 
in diesem Bereich um 1500 erhöht. 
Es trifft vor allem Frauen, rund 80 
Prozent der Beschäftigten in die-
sem Bereich sind weiblich. 

Auch hier sind Personal- und 
Zeitmangel wichtige Faktoren für 
die gestiegene psychische Bela-
stung. Ausschlaggebend sind die 
Gruppengröße in den Kitas und 
die Personalausstattung, erklärt 
Bernhard Eibeck, Referent für Ju-
gendhilfe und Sozialarbeit beim 
GEW-Hauptvorstand. Er kritisiert, 
dass sich eine Erzieherin nur in der 
Theorie um zwölf Kinder kümmert. 
„Wegen Ausfallzeiten, Krankheit, 
Urlaub und Fortbildung, ist oftmals 
eine Erzieherin in einer Gruppe von 
24 Kindern allein.“ Eibeck betont: 
„Angemessen wäre ein Verhältnis 
von eins zu sieben.“ Dass Erzieher-
Innen unter diesen Bedingungen 
das Renteneintrittsalter von 67 
Jahren erreichen, sei nicht zu er-
warten. So müssten die Beschäf-
tigten mit erheblichen Rentenab-
schlägen rechnen. 

Um die Arbeitsbedingungen von 
ErzieherInnnen zu verbessern, will 
ver.di einen besseren Arbeits- und 
Gesundheitsschutz in Tarifverträ-
gen verankern. Mit Blick auf den 
Rechtsanspruch auf einen Be-
treuungsplatz für Kinder ab dem 
1. August 2013 fordert ver.di außer-
dem: „Die Bundesregierung sollte 
auf das Betreuungsgeld verzichten 
und das Geld in den qualitativen 
Ausbau von Kindertagesstätten in-
vestieren.“ ver.di prognostiziert für 
August 2013 eine Personallücke 
von rund 40 000 Erzieherinnen.   •
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POLITIK AKTUELL
„Mein Frei 
gehört mir!”

Die knappe Personalde­

cke im Pflegebereich führt 

immer wieder zu Engpässen. 

Wenn Beschäftigte erkran­

ken, werden KollegInnen 

aus ihren freien Tagen 

geholt. Mit der Kampagne 

„Mein Frei gehört mir“ 

informiert ver.di über 

Rechte und Pflichten in 

 diesen Fällen. 

Unter anderem gibt es Rat 

auf die Fragen: Wie kann 

ich mich wehren? Welche 

Pflichten hat das Personal 

wirklich? So stellt ver.di 

beispielsweise klar, dass 

die Arbeitszeit im Dienst­

plan festgelegt ist. Der 

Schichtplan ist verbindlich, 

wenn er unterschrieben ist. 

Änderungen sind zustim­

mungspflichtig. Einseitige 

Änderungen sind nicht 

rechtens. Zudem muss der 

Arbeitgeber die Mitbestim­

mungsrechte von Betriebs­ 

und Personalräten beachten. 

ver.di betont: „Der Arbeit­

geber ist nur während der 

geplanten Arbeitszeit wei­

sungsberechtigt.“ In ihrer 

Freizeit bestimmen die Ar­

beitnehmerInnen allein, was 

sie tun wollen oder nicht. 

Mehr Infos zur Kampagne unter:
www.mein­frei.verdi.de

Das „Pflege­Thermometer 2012“ des Deutschen Instituts für angewandte 
Pflegeforschung (dip) zeigt, wie sich Arbeitsverdichtung auf die Gesund­
heit von Pflegekräften auf Intensivstationen auswirkt. Fast jede zweite 
Leitungskraft bestätigt, dass ausgebildete Pflegekräfte immer häufiger 
erkranken und gleichzeitig ernsthafte Erkrankungen zunehmen.

©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 1

5/
12

Quelle: Deutsches Institut für angewandte Pflegeforschung e.V. 2012 
*z.B. Burn-Out, Depression, Muskel - und Skeletterkrankung

Pflegejobs sehr belastend
Anteil von Leitungskräften auf Intensivstationen, die angeben, dass 
die Krankheitshäufigkeit und -dauer sowie ernsthafte Erkrankungen ihrer 
MitarbeiterInnen gestiegen sind (in Prozent)

47,5

44,5

39,9

36,3

Krankheitshäufigkeit
examinierter Pflegekräfte

Ernsthafte und 
langfristige Erkrankungen* 

Krankheitsdauer
examinierterPflegekräfte

Kurzfristige Krankheits-
wiederholung 
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kurz&bündig

Die Eisenbahn­ und 
Verkehrsgewerk­
schaft EVG kriti­

siert, dass die Unternehmen 
im Schienenverkehr zu 
wenig Auszubildenden eine 
Chance geben. Zwar habe 
die Deutsche Bahn 3700 
junge Menschen eingestellt, 
doch auch hier gebe es Luft 
nach oben. 

Die NGG begrüßt die 
Pläne von Finanz­
minister Wolfgang 

Schäuble (CDU), Schritte 
gegen das „Mehrwertsteuer­
Chaos“ in der Gastronomie 
zu unternehmen, etwa bei 
der unterschiedlichen Be­
steuerung des Verzehrs an 
Imbissbuden. Zudem fordert 
die NGG, die „Mövenpick­
Steuer zu kassieren“.

„Bildung statt Rüs­
tung“, das fordert die 
GEW angesichts des 

weltweit boomenden Waf­
fenhandels. Der GEW­Vorsit­
zende Ulrich Thöne kritisiert: 
„Viele Staaten geben mehr 
Geld für Rüstung aus als für 
Bildung.“ Diese Entwick­
lung müsse radikal gedreht 
werden.

Trauer um Georg Leber
Die IG BAU trauert um Georg 
Leber. Der langjährige Bun­
desvorsitzende verstarb am 
21. August 2012 im Alter 
von 91 Jahren. „Der Tod von 
Georg Leber ist für uns alle 
ein schwerer Verlust. Die 
deutsche Arbeiterbewegung 
verliert mit ihm einen weg­
weisenden Vorkämpfer“, 
so der IG BAU­Vorsitzende 
Klaus Wiesehügel.

Knapp 40 Prozent aller Beschäf­
tigten in den Bauberufen schaffen 
es nicht, bis 65 in ihrem Job durch­
zuhalten. Damit ist die Quote der­
jenigen, die aus Gesundheitsgrün­

den vorzeitig in den Ruhestand 
gehen müssen, in der Baubranche 

doppelt so hoch wie in allen ande­
ren Berufen zusammen. ©

 D
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Quelle: Institut Arbeit 
und Qualifikation 2012 

65 kaum zu schaffen
Anteil der Erwerbsminderungsrenten 
unter allen Neurentnern in den 
Bauberufen (2009, in Prozent) 

56,5

46,7

43,7

43,3

43,1

40,9

37,9

37,4

31,4

20,1

81,3
Gerüstbauer 

Dachdecker

Baumaschinenführer

Zimmerer

Maurer und Schornsteinfeger

Betonbauer

Fliesenleger

Pflasterer

Bauberufe ingesamt

Straßenbauer

Alle Berufe

I G  B A U

Mehr Respekt für Arbeitsleistung

GEWERKSCHAFTEN

B ü n d n i s  u m F A I R t e i l e n

Reichtum 
besteuern
Fehlende Kita-Plätze, geschlossene 
Bibliotheken, mangelhafter Nah-
verkehr – der öffentlichen Hand 
fehlt das Geld für wichtige Inves-
titionen. Dem stehen gigantische 
private Vermögen gegenüber. Aus 
diesem Grund ruft das Bündnis 
umFAIRteilen am 29. September 
zu einem bundesweiten Aktionstag 
auf. Zentrale Forderungen sind die 
Einführung einer Vermögenssteuer 
und -abgabe sowie eine stärkere 

Am 17. Oktober feiern DGB, Ge-
werkschaften und Hans-Böckler-
Stiftung das 60. Jubiläum des 
Betriebsverfassungsgesetzes mit 
einem Festakt in Hamburg. Vom 17. 
bis zum 19. Oktober widmet sich 
auch das DGB-Bildungswerk dem 
Thema mit einem Fachkongress. Un-
ter dem Motto „60 Jahre Betriebs-

F e s t a k t

60 Jahre Betriebsverfassung
verfassungsgesetz – gestern, heute, 
morgen“ werden ExpertInnen aus 
Wissenschaft und Praxis die Erfah-
rungen der vergangenen 60 Jahre 
zusammenfassen und zukünftige 
Handlungsfelder analysieren. Alle 
KonferenzteilnehmerInnen können 
am Festakt teilzunehmen.   •
www.bit.ly/betrvg_seminar

F a c h t a g u n g

Betriebliche 
Bildung stärken
Seit 2009 läuft das Förderpro-
gramm „weiter bilden“ von Bun-
desarbeitsministerium, DGB und 
Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA). Mit 
einer gemeinsamen Fachtagung 
am 27. September in Berlin wol-
len DGB und BDA nun die Erfolge 
der vergangenen Jahre in Sachen 
betrieblicher Weiterbildung resü-
mieren und sichern. Unter dem 
Tagungsmotto „Betriebliche Wei-
terbildung gelingt gemeinsam 
besser!“ soll vor allem der Transfer 
des Know-how in die Betriebe ge-
fördert werden. Die Kernbotschaft 
lautet: „Kooperation in den Be-
trieben, zwischen Betrieben, in 
Branchen und Regionen sind ein 
zentraler Erfolgsfaktor.“ Vertre-
terInnen der drei Organisationen 
analysieren und diskutieren mit 
den TeilnehmerInnen Perspektiven 
der betrieblichen Weiterbildung. 
Gefördert wird das Projekt durch 
das BMAS und den Europäischen 
Sozialfonds.   •

Zahlen des Instituts Arbeit und 
Qualifikation (IAQ) an der Uni-
versität Duisburg-Essen zeigen: 
Nur wenige Beschäftigte in den 
Bauberufen schaffen es, die Ren-
te mit 65 zu erreichen. Besonders 
Gerüstbauer, Dachdecker, Bauma-
schinenführer und Zimmerer müs-
sen die Erwerbsminderungsrente in 
Anspruch nehmen. Der stellvertre-
tende IG BAU-Vorsitzende Dietmar 
Schäfers kritisiert deshalb: „Schon 
heute schaffen es viele nicht, bis 65 
zu arbeiten – erst recht nicht bis 67. 
Die Rente mit 67 ist für sie ein ein-
ziges Rentenkürzungsprogramm.“ 
Es habe mit Respekt vor der Leis-
tung von körperlich schwer arbei-
tenden Beschäftigten nichts zu tun, 

wenn man sie am Ende ihres Be-
rufslebens in eine finanzielle Sack-
gasse manövriere. Die Studie belegt 
zudem, dass rund ein Viertel aller 
Beschäftigten in den Baubranchen 
bereits zwischen 42 und 48 Jahren 
aus dem gelernten Beruf ausschei-
det. Besonders häufig trifft das Ma-
ler/Lackierer, Maurer, Betonbauer 
und Bauhilfsarbeiter.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

Besteuerung hoher Einkommen. 
Schwerpunkt-Aktionen gibt es in 
Berlin, Bochum, Frankfurt/Main, 
Köln und Hamburg. „Es gibt einen 
Ausweg aus der Wirtschafts- und 
Finanzkrise: Umverteilung!“, heißt 
es im Aufruf. Statt öffentliche und 
sozialen Leistungen zu verschlech-
tern, müssten übergroßer Reich-
tum und Finanzspekulation stär-
ker besteuert werden, so die Ini-
tiatoren, zu denen unter anderem 
ver.di, die GEW, die DGB-Jugend, 
attac und campact gehören. Bisher 
haben rund 6000 Menschen den 
Aufruf unterzeichnet.   •
www.umfairteilen.de
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Blaupause 
für Europa
Die DGB­Jugend Hessen­

Thüringen hatte die beiden 

Griechinnen eingeladen, 

um Infos aus erster Hand 

über das Ausmaß der 

menschlichen Tragödie in 

Griechenland zu erhalten. 

Neben einer Reihe Abend­

veranstaltungen standen 

Betriebsbesichtigungen und 

Pressegespräche auf ihrem 

Programm. „Die DGB­Jugend 

will der Berichterstattung 

über die angeblich faulen 

Griechen, die über ihre 

Verhältnisse gelebt haben, 

etwas entgegen setzen. Des­

halb haben wir die Rund­

reise organisiert“, so Ulrike 

Eifler. Frank Herrmann, 

Bezirksgeschäftsführer des 

DGB Hessen­Thüringen, be­

fürchtet, dass die Kürzungen 

der sozialen Leistungen und 

Löhne in Griechenland zur 

Blaupause für Europa wer­

den und auch die Bundes­

republik einholen könnten.

L
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SchülerInnen fallen vor Hunger in Ohnmacht. Pati-
enten müssen ihr Verbandsmaterial selbst kaufen, 
bevor sie ins Krankenhaus gehen. Eltern geben ihre 
Kinder in SOS-Kinderdörfern ab, weil sie nicht wis-
sen, wie sie sie ernähren sollen. Solche Zustände 
waren vor ein paar Jahren in Griechenland noch 
undenkbar. Inzwischen sind sie bittere Realität. 
„Die Krise bei uns ist Anlass, auf breiter Front 
Löhne zu drücken und Arbeitnehmerrechte 
zu beschneiden“, sagt Alkistis Tsoulakou, Be-
triebsratsvorsitzende von Siemens-Nokia Hellas. „In 
allen Branchen werden Tarifverträge gekündigt. Es 
hat Lohnkürzungen um bis zu 40 Prozent gegeben. 
Die Arbeitgeber setzen darauf, dass die Kollegen aus 
Angst vor Arbeitslosigkeit alles unterschreiben. Auch 
der Achtstundentag hat keine Gültigkeit mehr.“ Be-
gründet werden die Kürzungen mit den zu hohen 
Löhnen in Griechenland. Dabei liegt das Lohnniveau 
bei 67 Prozent des EU-Durchschnitts. Und während 
in der Eurozone durchschnittlich 41 Stunden in der 
Woche gearbeitet werden, sind es in Griechenland 
44 Stunden.

Doch bei einer Arbeitslosenquote von 27 Prozent 
sind viele froh, überhaupt noch Arbeit zu haben. 
Zumal im Zuge der Kürzungspolitik das Arbeitslo-
sengeld auf 350 Euro gesenkt wurde. Es wird für 
maximal ein Jahr ausgezahlt. Folge dieser Politik 
ist ein dramatischer Einbruch des Lebensstandards. 
„Aus der ökonomischen Krise ist eine soziale und 
mittlerweile sogar eine humanitäre Krise ge-
worden“, sagt Tsoulakou. Und tatsächlich: Während 
europaweit Milliarden von Euro in spekulierenden 
Banken versenkt werden, erlebt Griechenland die 
größte Hungerkatastrophe seit Ende des Krieges. 
Der Konsum ist um 40 Prozent zurückgegangen. 
Die Suizidrate stieg im Jahr 2010 um 25 und in der 
ersten Jahreshälfte 2011 sogar um 40 Prozent. Die 
Obdachlosenquote war noch nie so hoch wie im 
Moment.

Gleichzeitig findet ein dramatischer Raubbau an 
den Lebensentwürfen, Träumen und Wünschen der 
jungen Generation statt. Bei einer Jugendarbeits-
losigkeit von 56 Prozent ist mehr als jeder zweite 
Jugendliche unter 29 Jahren arbeitslos. Tsoulakou: 
„Das sind gut ausgebildete, qualifizierte junge Men-

schen, die niemand be-
schäftigen will. Sie sind 
ohne Perspektiven. 
Viele von ihnen, versu-
chen der Situation zu 
entkommen und gehen 
ins Ausland.“

Neben Lohndum-
ping und Arbeitslosig-
keit sind es aber vor 
allem die massiven 
Einschnitte im Bil-
dungsbereich, die die Perspektivlosigkeit 
der jungen Generation zementieren. „Wäh-
rend die Ausgaben für Militär bei immerhin fünf 
Prozent des Staatshaushaltes liegen, werden für 
Bildung nur noch 0,2 Prozent aufgewendet“, sagt 
Agiro Baduva. Die 24-jährige Lehrerin kommt von 
der Insel Kreta und berichtet davon, dass die Leh-
rergehälter um 50 Prozent gekürzt wurden. Vor 
der Krise hatten LehrerInnen unbefristete Verträ-
ge. Jetzt werden sie zum Ferienbeginn arbeitslos 
und bekommen 350 Euro Arbeitslosengeld. Ihre 
Weiterbeschäftigung nach den Ferien ist nicht si-
cher. Dazu fehlt es in den Schulen an allem. „Die 
größte Schulbuchdruckerei Griechenlands ist ge-
schlossen worden. Im letzten Schuljahr kamen 
die Schulbücher kurz vor Weihnachten. In diesem 
Jahr rechnen wir damit, dass sie überhaupt nicht 
kommen“, sagt Baduva. Mehr als 2000 Schulen 
sind geschlossen oder zusammengelegt worden. 
Dadurch verlängern sich die Schulwege. Vor allem 
die SchülerInnen auf dem Land sind oft bis zu zwei 
Stunden unterwegs. Schulbusse gibt es nicht mehr. 
Die Folge: Wer die öffentlichen Verkehrsmittel nicht 
bezahlen kann, bleibt zu Hause und geht gar nicht 
mehr zur Schule.

Baduva und Tsoulakou sind sich einig, dass die-
ser Kürzungskurs gestoppt werden muss. Baduva: 
„So kann es nicht weitergehen. Ein Europa der 
Märkte treibt die Bevölkerungen in die so-
ziale Katastrophe. Wir brauchen ein Europa von 
unten, ein Europa der Arbeiter und Studenten, ein 
Europa der sozialen Gerechtigkeit. Und wir brau-
chen einen sozialen Aufstand.“   •

„Unser Volk wird kaputtgespart.“ Das ist das Fazit der beiden jungen 
griechischen Gewerkschafterinnen Alkistis Tsoulakou und Agiro Baduva, 
die auf einer Info-Tour des DGB Hessen-Thüringen über den Abbau von 
Arbeitnehmerrechten in ihrer Heimat berichteten. Die DGB-Jugend-
bildungsreferentin Ulrike Eifler hat diese Informationen aufgezeichnet.

A u s w i r k u n g e n  d e r  K r i s e n p o l i t i k

„Wir brauchen einen sozialen Aufstand“

MEINUNG
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Acht Tage lang reisten die beiden jungen griechischen Gewerk-
schafterinnen Alkistis Tsoulakou, 27, Software-Ingenieurin 
und Betriebsratsvorsitzende von Nokia-Siemens Networks 
(Foto links), und die Lehrerin Agiro Baduva, 24 (Foto rechts), 
durch den DGB-Bezirk Hessen-Thüringen, um über die Auswir-
kungen der Krisenpolitik in ihrer Heimat zu informieren. 
Begleitet wurden sie auf ihrer Tour von der DGB-Jugend-
bildungsreferentin Ulrike Eifler (Foto Mitte).
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DIES &DAS

„Merkel: Den Leo an die Ketten legen“

Forderung von Rüstungsgegnern auf einer Demonstration am 30.8.2012 
in Berlin.

8

Minijobs: Immer mehr RentnerInnen in geringfügiger Beschäftigung

dieDGBgrafik

Die Zahl der minijobbenden Rentner­

Innen ist in den vergangenen zehn 

Jahren um 60 Prozent gestiegen. Dass 

zeigen Angaben des Bundesarbeits­

ministeriums auf Anfragen der Bun­

destagsfraktion Die Linke. Demnach 

gingen 2011 rund 280 000 Menschen 

über 65 Jahren einer geringfügigen 

Tätigkeit nach. Bei den über 75-Jäh­

rigen ist die Zahl um rund 86 Prozent 

gestiegen. Damit haben rund 120 000 

Menschen in dieser Altersgruppe im 

vergangenen Jahr ihre Rente mit einer 

geringfügigen Tätigkeit aufgebessert. ©
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Quelle: Antwort des Bundesarbeitsministeriums auf Anfragen der Bundestagsfraktion Die Linke vom 22.9.2011/22.8.2012
 

Ausschließlich geringfügig Beschäftigte nach Altersgruppen 
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Schlusspunktl

Buch: Martin Wolmerath, 
Axel Esser (Hrsg.): Werkbuch 
Mobbing – Offensive Metho­
den gegen psychische Gewalt 
am Arbeitsplatz, Bund-Verlag 
2012, 310 Seiten, 29,90 Euro

Mobbing in der Arbeitswelt ist 
seit Jahren als wachsendes ge-
sellschaftliches Problem erkannt. 
Politische Maßnahmen dagegen 

gibt es bisher keine. Deshalb 
hat sich eine vielfältige, infor-
melle Infrastruktur gegen Mob-
bing und psychische Gewalt am 
Arbeitsplatz entwickelt. In dem 
Ratgeber „Werkbuch Mobbing“ 
stellen JuristInnen, Gewerk-
schafterInnen, MedizinerInnen 
und PsychologInnen Befunde, 
Erfahrungen und Maßnahmen 
gegen Mobbing vor.

Tipp
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10.9. 	 Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Fachkonferenz „Europäische 
Datenschutzreform – Chance oder 
Rückschritt“, Berlin

10./11.9. 	 Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Personalstrate-
gie im Aufsichtsrat“, Lohr am Main

11.9. 	 DGB NRW, DGB-
Bildungswerk NRW, Personalräte-
konferenz „Gute Mitbestimmung –  
Gute Arbeit/Ein Jahr novelliertes 
LPVG NRW“, Mühlheim an der Ruhr

11.-21.9. 	 DGB-Region Ost
sachsen, Aktionstag „Billig kommt 
teuer“, verschiedene Orte

12.9. 	 ver.di Mittelfran-
ken, Vortrag & Diskussion „Was ist 

eine Diskriminierung?“ Nürnberg
12.9. 	 ver.di., Diskussion 

„Globale Machtverschiebungen, 
Krisen und neue Gefahren für den 
Frieden“, Berlin

12./13.9. 	 NGG, Fachtagung 
„Gestaltung des demografischen 
Wandels“, Oberjosbach

13.9. 	 DGB-Region Köln-
Bonn, DGB-Medien-Treff „Der 
Köln-Bonn Airport – Mobilitätsga-
rant und Jobmaschine“, Flughafen 
Köln-Bonn

13./14.9. 	 Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Unternehmens-
strategien als Thema im Aufsichts-
rat“, Dortmund

14.9. 	 DGB Berlin-Bran-
denburg, Brandenburgkonferenz 
„Fair Play für Gute Arbeit“, Berlin

15.9. 	 Internationaler Tag 
der Demokratie

15.9. 	 DGB Sachsen, Ak-
tion der Gesellenvertretung zum 
„Tag des Handwerks“, Chemnitz, 
Dresden, Leipzig

17.-21.9. 	 Wirtschafts- und So- 
zialwissenschaftliche Institut in der  

Hans-Böckler-Stiftung, Workshop 
„WSI Summer School 2012“, Berlin

18.9. 	 DGB Sachsen und 
Arbeit und Leben Sachsen, Fach-
konferenz „Gute Arbeit im Öffent-
lichen Dienst auch in Sachsen“, 
Dresden

20.9. 	 ver.di Stuttgart, 
Vortrag & Diskussion „Mit Niedrig
löhnen aus der Krise des Kapitalis-
mus?“, Stuttgart
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H a r t z  I V

Jobcenter zahlt keine Reise nach China
Empfänger von Hartz-IV-Leistungen haben keinen Anspruch auf

Geld für Besuchsreisen zum im Ausland lebenden Ehepartner. 
Der Fall: Der 58-jährige Mann arbeitete mehrere Jahre in Sin-

gapur und heiratete dort eine chinesische Staatsbürgerin. Nach Be-
endigung seines Arbeitsverhältnisses kehrte er nach Deutschland
zurück. Seine Ehefrau zog nach China. Der in Frankfurt wohnhafte
Mann bezieht Hartz IV. Um sein Umgangsrecht wahrnehmen und die
Ehe aufrecht erhalten zu können, beantragte er die Kostenübernah-
me für Reisen nach China. Da seine Frau nicht ausreichend Deutsch
spreche und kein Geld für einen Sprachkurs habe, könne sie nicht
nach Deutschland ziehen. Das Jobcenter lehnte den Antrag ab. Auch
seine Klage hatte keinen Erfolg.

Das Landessozialgericht: Die Kosten für ein eheliches Zusam-
menleben sind als Teil des notwendigen Lebensunterhaltes ein aner-
kennungsfähiger Bedarf und daher zu übernehmen. Das gilt zum Bei-
spiel für die Kosten für einen Umzug. Besuchsreisen eines Hartz-IV-
Empfängers zu seinem im Ausland lebenden Ehegatten begründen
aber keinen Mehrbedarf. Die Ehegatten könnten vielmehr auf die
Herstellung der ehelichen Lebensgemeinschaft durch Zuzug des im
Ausland lebenden Ehegatten verwiesen werden. Die Rechtsprechung
zur Erstattung der Kosten bei Ausübung des Umgangsrechts von El-
tern mit ihren Kindern ist für den „Umgang“ mit Ehegatten nicht
heranzuziehen.

H a r t z  I V

Jobcenter zahlt Mieterhöhung
Ergibt sich nach einer Modernisierung eine höhere Miete, so

muss das Jobcenter die Mieterhöhung übernehmen, solange die Kos -
ten der Wohnung angemessen bleiben. Das gilt auch, wenn es sich
um eine „Wunsch-Modernisierung“ handelt.

Der Fall: Die Frau, alleinerziehende Mutter eines Kindes, schloss
ohne vorherige Einschaltung des Jobcenters mit ihrer Vermieterin ei-
ne Modernisierungsvereinbarung. Gegenstand war eine komplette
Modernisierung des Bades, das "zwar voll gebrauchsfähig" sei, "den
heutigen Wohnbedürfnissen und Anforderungen" aber nicht mehr
entspreche, "auf Wunsch des Mieters". Im Gegenzug verlangte die
Vermieterin einen monatlichen Mietzuschlag in Höhe von 29,27 Eu-
ro. Mit der Begründung, es handele sich um eine "Wunsch-Moderni-
sierung", die nicht notwendig gewesen sei, lehnte das Jobcenter es
ab, bei den Hartz-IV-Leistungen die erhöhten Unterkunftskosten zu
berücksichtigen. Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg. 

Das Bundessozialgericht: Das Jobcenter ist verpflichtet, höhere
Leistungen für Unterkunft und Heizung unter Berücksichtigung der
Mieterhöhung wegen der Badmodernisierung  zu zahlen. Die ge-
setzliche Regelung, wonach bei einer Mieterhöhung durch Umzug ei-
ne Vorabklärung durch den Leistungsberechtigten und entsprechen-
de Zusicherungsverpflichtung des Leistungsträgers erforderlich sind,
kann nicht auf den vorliegenden Fall angewandt werden. Hier gilt
der Grundsatz der Übernahme der mietvertraglich vereinbarten
tatsächlichen Kosten innerhalb der kommunalen Angemessenheits-
grenzen auch bei einvernehmlichen Mieterhöhungen aus sonstigen
Gründen.

A r b e i t s l o s e n g e l d

Sperrzeit wegen Auflösungsvertrag
Hat ein Arbeitnehmer sein Beschäftigungsverhältnis gelöst und

grob fahrlässig die Arbeitslosigkeit herbeigeführt, ruht der Anspruch
auf Arbeitslosengeld für die Dauer einer Sperrfrist von 12 Wochen.
Diese Sperrzeit gilt auch dann, wenn mit dem Abschluss eines Auflö-
sungsvertrages eine höhere Abfindung verbunden ist. 

K o s t e n  d e s  B e t r i e b s r a t s

Keine Übernahme von Bewirtungskosten
Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, die Kosten der Bewirtung

von Teilnehmern einer Betriebsversammlung nach Paragraf 43 des
Betriebsverfassungsgesetzes zu tragen. Die Pflicht des Arbeitgebers
zur Kostentragung steht unter dem Gebot der vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit. Der Betriebsrat ist demnach verpflichtet, den Arbeit-
geber nur mit Kosten zu belasten, die er der Sache nach für ange-
messen halten darf.

D i e n s t w a g e n b e s t e u e r u n g

Kein Wechsel der Ermittlungsmethode
Ein Fahrtenbuch, das nicht während des ganzen Kalenderjahres

geführt wird, ist nicht ordnungsgemäß. Ein monatlicher Wechsel zwi-
schen der Fahrtenbuch- und der Pauschalwertmethode ist nicht mit
der einschlägigen Vorschrift des Einkommensteuergesetzes verein-
bar. Das gilt auch, wenn die persönlichen Lebensumstände des Steu-
erpflichtigen sich im Laufe des Jahres geändert haben. 

E i g e n k ü n d i g u n g

Mündlich kann auch wirksam sein
Das Gesetz verlangt für die Wirksamkeit einer Kündigung des Ar-

beitsverhältnisses die schriftliche Form. Kündigt jedoch der Arbeit-
nehmer selbst mündlich, kann die Kündigung wirksam sein. Dem Ar-
beitnehmer, der selbst gekündigt hat, kann verwehrt sein, sich zu sei-
nem Vorteil auf Rechtsvorschriften zu berufen, die er selbst missach-
tet hat. Das wäre Rechtsmissbrauch. 

A l t e r s d i s k r i m i n i e r u n g

Lässt Entschädigungsanspruch entstehen
Enthält eine Stellenausschreibung den Hinweis, dass Mitarbeiter

eines bestimmten Alters gesucht werden, so stellt dies einen Verstoß
gegen das Gleichbehandlungsgesetz dar. Wenn der diskriminierte
Bewerber eine Entschädigung wegen Diskriminierung verlangt, kann
der Arbeitgeber sich nicht damit verteidigen, er habe keinen anderen
Bewerber eingestellt.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht
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